Reichenbach an der Fils Gemeinderatsdrucksache 092/2015

Datum: 10.06.2015 Unterschrift
Amt: Kammerei
Verantwortlich: Steiger, Wolfgang
Aktenzeichen: 642.22
Vorgang: GRV 065/2008 GR.-Sitzung vom 29.04.2008
GRV 087/2015 ATU-Sitzung (nd.) vom 09.06.2015

Beratungsgegenstand

Forderprogramm "Passivhaus"
- Einstellung der Gemeindeforderung - Beschlussfassung

Gemeinderat 23.06.2015 offentlich beschlieBRend

Anlagen:

Kommunikation:
Prioritat D: Berichterstattung im Reichenbacher Anzeiger / Homepage

Finanzielle Auswirkungen []Ja [ ] Nein

X] Ergebnishaushalt
Teilhaushalt: Produktgruppe: 5220

[] InvestitionsmaRnahme
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Beschlussvorschlag:

Der Gemeinderat beschliel3t, dass das gemeindliche Forderprogramm ,Passivhaus® zum
30.06.2015 eingestellt wird.



Sachdarstellung:

Mit Beschluss vom 29.04.2008 wurde vom Gemeinderat die Einfihrung eines gemeindlichen
Forderprogramms ,Passivhaus® mit den entsprechenden Richtlinien beschlossen.

Seit diesem Zeitpunkt wurde nur ein Antrag gestellt und bezuschusst, obwohl gerade im Baugebiet
,Furstenstral3e” die Errichtung von Passivhausern moglich gewesen ware. Hier ging kein Antrag
auf Férderung ein.

Mittlerweile haben sich aber auch die Rahmenbedingungen durch die Energieeinsparverordnung
beim Hausbau wesentlich verandert. Da die EnEV nicht mehr den zuldssigen Heizwarmebedarf
begrenzt, sondern den zulassigen Primarenergiebedarf fir Heizung und Warmwasserbereitung, ist
somit ein vollig neues Bewertungssystem im Nachweisverfahren entstanden, dass zudem seit
EinfGhrung 2002 immer wieder verscharft wurde.

Ab 01.01.2016 gilt eine nochmals verscharfte EnEV fur Neubaumalnahmen.

Somit ist die Notwendigkeit gegeben Standards des Niedrigenergie-, Passiv-, Nullenergie- oder
Plusenergiehauses einzuhalten.

Der urspriingliche Gedanke des Gemeinderats 2008 war, dass der Neubau eines Hauses mit
wesentlich héherem Energiestandard als gesetzlich vorgeschrieben, zusatzlich zur KfW-
Forderung, mit einem Betrag von 2.000 € von der Gemeinde gefordert wird. Dies ist aber nunmehr
durch die Verscharfung der gesetzlichen Vorgaben so nicht mehr gegeben, da der Klimaschutz
schon wegen der rechtlichen Vorgaben wesentlich verbessert wird.

Es wird deshalb vorgeschlagen, die gemeindliche Férderung zum 30.06.2015 einzustellen.

Der Verwaltungsausschuss hat dem Gemeinderat vorgeschlagen, der Beschlussempfehlung zu
folgen.



	kopfbeginn
	nummer
	nummerende
	datum
	amt
	verantwortlich
	az
	Text20
	betreffbeginn1
	betreffende1
	beratungsfolge
	beratungsbeginn
	anlagen
	priorität
	kopfende
	neu
	topbeginn
	topende
	finanzen
	Kontrollkästchen1
	Kontrollkästchen2
	finanzen_ende
	Kontrollkästchen3
	Text16
	Text17
	Kontrollkästchen4
	Text18
	Text19
	Text1
	Text2
	Text3
	Text4
	Text5
	Text6
	Text7
	Text8
	Text9
	Text10
	Text11
	Text12
	Text13
	Text14
	Text15
	sachlage
	sachlage_ende
	text1a
	text1e
	abstimmbeginn
	abstimmende

